



























Zur Struktur und Funktionsweise 
der EU-Außenpolitik
Martin Hantke
Die Außenpolitik der EU hat mehre-re Besonderheiten. Zum einen be-
steht sie aus der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik der EU (GASP), 
für die der Rat verantwortlich ist, und 
der vergemeinschafteten EU-Außenpo-
litik, für die ein eigenes EU-Kommis-
sariat zuständig ist. Zum anderen ist es 
eine Außenpolitik auf der Basis trans-
nationaler Souveränitätsdelegation der 
Mitgliedstaaten, die die nationalstaatli-
che Außenpolitik nicht ersetzt, sondern 
verstärken soll. Darüber hinaus gibt es 
eine explizite institutionelle Verschrän-
kung zwischen einer Außenpolitik, die 
sich ziviler Mittel bedient, und einer 
Sicherheitspolitik, die auch auf militäri-
sche Mittel zurückgreifen kann. 
1. Die Gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik  der Europäischen 
Union (GASP) 
Die »Gemeinsame Sicherheits- und Au-
ßenpolitik« als Teil der europäischen 
Integration (GASP) ist eines der am 
häufi gsten missverstandenen Instru-
mente der Europäischen Union. Um das 
größte Missverständnis gleich zu An-
fang auszuräumen: Die GASP ersetzt 
nicht die nationalstaatlichen Außen- 
und Sicherheitspolitiken, sondern soll 
deren Wirkung durch konzertierte Akti-
onen verstärken helfen. Welche Bedeu-
tung der GASP gleichwohl zukommt, 
zeigt ein Blick in den Koalitions-
vertrag von CDU/CSU und SPD. 
Der Europäischen Außenpolitik 
wird neben der transatlantischen 
Zusammenarbeit oberste Priorität 
eingeräumt, europäische Einigung 
und atlantische Partnerschaft wer-
den als »die beiden wichtigsten 
Pfeiler unserer Außenpolitik«1  be-
zeichnet. In den Worten von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel geht 
es darum, »möglichst der dyna-
mischste Kontinent der Welt wer-
den [zu] wollen«. »Eine der ganz 
großen Chancen Europas«, so An-
gela Merkel, »liegt nicht nur in der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit, 
sondern auch in der gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik«.2 
Der zweite Pfeiler der EU 
Die GASP ist einer der drei so ge-
nannten Pfeiler der Europäischen 
Union. Die Europäische Union ist 
als komplexes Gefl echt transnatio-
naler Institutionen konstruiert. Sie 
besteht aus zwei Gemeinschaften, 
der Europäischen Gemeinschaft 
(EG) und Euratom, die zusammen 
den »ersten Pfeiler« der Europäi-
schen Union bilden. Der zweite 
Pfeiler ist die GASP. Als dritter 
Pfeiler kommt noch die »polizei-
liche und justizielle Zusammenar-
beit in Strafsachen« hinzu. 
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Für alle drei Pfeiler gelten verschiedene Verfah-
rensweisen. Im Bereich des zweiten Pfeilers, bei der 
GASP, gilt bei Grundsatzentscheidungen das Einstim-
migkeitsprinzip, das heißt, alle Mitgliedstaaten der 
EU müssen zustimmen. Mit dem Vertrag von Nizza 
(2003) wurde allerdings die Möglichkeit der »ver-
stärkten Zusammenarbeit« eingeführt. Dies bedeutet, 
dass bei der Durchführung so genannter gemeinsamer 
Aktionen oder der Umsetzung eines gemeinsamen 
Standpunktes der EU-Rat dann auch mit der »quali-
fi zierten Mehrheit« entscheiden kann. Ausdrücklich 
ausgenommen von dieser Regelung sind aber alle 
Entscheidungen, die mit militärischen, verteidigungs- 
oder sicherheitspolitischen Fragen in Zusammenhang 
stehen. Das Europäische Parlament hat im Bereich 
des zweiten Pfeilers fast keine Entscheidungskompe-
tenzen. In der Sicherheits- und Militärpolitik bleibt es 
völlig außen vor. 
Die Entstehung der GASP 
Wie bei dem Projekt eines gemeinsamen europäi-
schen Binnenmarktes war auch im Bereich der GASP 
der EU-Vertrag von Maastricht 1993 ein bedeutender 
Schritt.3  Zwar hatte es auch schon zuvor eine Infor-
mation und Konsultation der Mitgliedstaaten in au-
ßenpolitischen Fragen gegeben, ab 1970 im Rahmen 
der »Europäischen Politischen Zusammenarbeit«, ab 
1987 vertraglich geregelt in der »Einheitlichen Euro-
päischen Akte«. Erst in Maastricht erhielt diese Zu-
sammenarbeit aber 
die vertraglichen Grundlagen für eine weitere Fort-
entwicklung. 
Nach nur sechs Jahren wurde diese Vereinbarung 
1999 mit dem Vertrag von Amsterdam weiter ge-
stärkt. Die GASP sollte alle Bereiche der Außen- und 
Sicherheitspolitik umfassen. Zum ersten Mal wurde 
auch die Möglichkeit einer EU-Militär- und Sicher-
heitspolitik eröffnet. Der Vertrag von Amsterdam 
schrieb fest, dass zur GASP auch eine schrittweise 
Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik 
gehöre, die zu einer gemeinsamen Verteidigung füh-
ren könne. Im derzeit gültigen EU-Vertrag von Nizza 
wurden die entsprechenden Bestimmungen noch ein-
mal fi xiert. Die Verfolgung und Ausgestaltung dieser 
Politik hängt von Entscheidungen des Europäischen 
Rates, also der einstimmigen Entscheidung aller EU-
Staats- und Regierungschefs ab. 
Zwecke 
Neben scheinbar unverfänglichen Zwecken, wie der 
»Förderung der internationalen Zusammenarbeit«, 
»der Entwicklung und Stärkung von Demokratie und 
Rechtstaatlichkeit« sowie der »Achtung der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten«, gehört es auch zu 
den Aufgaben der GASP, die gemeinsamen »Werte« 
zu vertreten und die »grundlegenden Interessen« zu 
verteidigen, ohne dass diese näher defi niert werden. 
Eine strikte Bindung des außen- und sicherheitspo-
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litischen Handelns an die UN-Charta liegt nicht vor, 
sondern lediglich eine Verpfl ichtung, »entsprechend 
den Grundsätzen der Vereinten Nationen zu handeln«. 
Diese Bindung an die »Grundsätze«, nicht jedoch an 
den vollen Wortlaut der UN-Charta, lässt nach Aus-
kunft kritischer Völkerrechtsexperten der EU Raum, 
um Bestimmungen wie das in der UN-Charta fi xier-
te Gewaltverbot in den internationalen Beziehungen 
umgehen zu können.4  
Instrumente der GASP 
Zur Umsetzung der GASP gibt es folgende Instru-
mente:
A. Gemeinsame Strategien für bestimmte geographi-
sche Räume mit geopolitischer Bedeutung für die EU, 
wie Russland, die Ukraine und die südliche Küste des 
Mittelmeers; 
B. Gemeinsame Aktionen, mit denen beispielsweise 
Sonderbotschafter oder Militär- und Polizeiberater 
oder auch Wahlbeobachter in Drittstaaten entsandt 
werden; 
C. Gemeinsame Standpunkte, bei denen die Mitglied-
staaten sich auf ein verbindliches Konzept für eine 
bestimmte Frage der internationalen Politik geeinigt 
haben.
Dazu kommen dann noch gemeinsame Erklärungen 
der Mitgliedstaaten zu aktuellen politischen Ereignis-
sen, die diese auf bestimmte Haltungen verpfl ichten. 
Die Beschlüsse im Rahmen dieser Erklärungen erfol-
gen ausschließlich auf der Ebene der Regierungszu-
sammenarbeit. Nationalstaatliche Parlamente und das 
Europäische Parlament werden über diese Beschlüs-
se, wie die Öffentlichkeit auch, lediglich informiert. 
Wichtigste Institution für die Initiativen und Be-
schlüsse im Rahmen der GASP ist die so genannte 
Ratspräsidentschaft. Sie wird reihum von den einzel-
nen Mitgliedstaaten im halbjährlichen Turnus ausge-
übt. Der Rat vertritt die EU in den Angelegenheiten 
der GASP. Er ist zudem für die Durchführung der 
gefassten Beschlüsse verantwortlich. Nicht ohne Be-
deutung ist, dass der Vorsitz die Position der EU auf 
internationalen Konferenzen und in internationalen 
Organisationen festlegt. Unterstützt wird er dabei vom 
so genannten Generalsekretär des Rates und Hohen 
Vertreter für die GASP und der ihm zur Verfügung 
stehenden Ratsbürokratie. »Mister GASP« untersteht 
dabei eine eigene Strategie- und Frühwarneinheit. Er 
kann auch selbst Sonderbeauftragte für verschiedene 
Länder oder Regionen der Welt und für besondere 
Aufgaben ernennen. 
Abstimmung im Rat 
Grundlegende Beschlüsse zur GASP werden prin-
zipiell einstimmig gefasst. Allerdings hat auch hier 
mittlerweile eine Aushöhlung des Einstimmigkeits-
prinzips stattgefunden. Ein Beschluss kann auch bei 
der Enthaltung von insgesamt nicht mehr als einem 
Drittel der Mitgliedstaaten zustande kommen, was 
als konstruktive Stimmenthaltung bezeichnet wird. 
Die Folge für den sich der Stimme enthaltenden Mit-
gliedstaat ist, dass dieser sich nicht an der Durchfüh-
rung des Beschlusses beteiligen muss, aber dennoch 
akzeptiert, dass dieser Beschluss für die Organe und 
Institutionen der EU bindend ist. 
Bei Beschlüssen, die nicht wie die gemeinsame Ak-
tion oder der gemeinsame Standpunkt grundlegende 
Bedeutung haben, jedoch auch bei Beschlüssen, die 
die Durchführung einer gemeinsamen Aktion oder 
eines gemeinsamen Standpunkts betreffen, wird mit 
qualifi zierter Mehrheit entschieden. Ausgenommen 
sind aber auch hier Beschlüsse mit militärischem 
Bezug. So musste die Entsendung von Truppen 
nach Bosnien-Herzegowina (Operation EUFOR/AL-
THEA) als Durchführung einer gemeinsamen Aktion 
einstimmig im Rat beschlossen werden.5  Eine weitere 
Besonderheit ist, dass bei der GASP die Mitgliedstaa-
ten zusammen mit der EU-Kommission das Initiativ-
recht ausüben, während in den vergemeinschafteten 
EU-Politikbereichen allein die Kommission das In-
itiativrecht innehat, also Gesetzesvorlagen einbrin-
gen kann. Das Europäische Parlament wird lediglich 
unterrichtet und konsultiert. Die Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs im Rahmen der GASP ist 
sehr stark eingeschränkt. Damit wird die Beschluss-
fassung in der GASP von der Exekutive der Mitglied-
staaten, zusammen mit der Ratsbürokratie, dominiert. 
Letztere wird angeführt vom Generalsekretär des Ra-
tes und »Mister GASP«, derzeit Javier Solana, der 
ehemalige Generalsekretär der NATO. 
2. Die vergemeinschaftete Außenpolitik der EU 
In den Debatten im Konvent zur Zukunft Europas, 
der den Verfassungsvertrag ausarbeitete, spielte die 
institutionelle Zusammenführung der GASP und der 
vergemeinschafteten Außenpolitik der EU eine gro-
ße Rolle. Wenn es nach den Verfassungsvätern und 
-müttern gegangen wäre, wäre die Institution eines 
EU-Außenministers mit einem eigenen Auswärtigen 
Dienst eingerichtet worden, der die Funktionen des 
Mister GASP und der Außenkommissarin der EU, seit 
1. November 2004 die ehemalige österreichische Au-
ßenministerin der FPÖ-ÖVP-Koalition, Benita Ferre-
ro-Waldner, unter »einem Hut« vereinigt hätte. Dieser 
EU-Außenminister hätte den so genannten Doppelhut 
aufgehabt und die EU-Außen- und Sicherheitspolitik 
auf der Ebene des Rates mit der der EU-Kommissi-
on verschmolzen. Bekanntlich scheiterte diese Ein-
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richtung eines EU-Superministers vorerst am Nein 
bei den Referenden zum EU-Verfassungsvertrag in 
Frankreich und den Niederlanden. Sie wäre vergleich-
bar mit der Zusammenlegung von Auswärtigem Amt, 
Verteidigungsministerium, dem Ministerium für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklungshilfe 
sowie Teilen des Finanz- und Wirtschaftsministeri-
ums, um die Interessen der Bundesrepublik Deutsch-
land nach außen besser vertreten zu können. 
Es lohnt also, sich einmal näher anzusehen, welche 
außenpolitischen Kompetenzen der EU von den Mit-
gliedstaaten zugewiesen wurden. 
Grundsätze 
Die EU-Kommission ist zuständig für den vergemein-
schafteten Teil der EU-Außenpolitik. Dies sind Be-
reiche, in denen ausschließlich die EU zuständig ist. 
So sind die Gemeinschaftsorgane zuständig für eine 
gemeinsame Handelspolitik. Zu ihren Instrumenten 
hierbei gehören die Festlegung eines gemeinsamen 
Außenzolls auf die Einfuhren von Drittländern, han-
delspolitische Schutzmaßnahmen, Präferenzabkom-
men und multilaterale Verhandlungen, wie etwa im 
Rahmen der WTO. Dazu kommt die Verantwortlich-
keit für die Entwicklungszusammenarbeit und die hu-
manitäre Hilfe. 
Abkommen mit Drittstaaten 
Die EU verfügt so über eine Vielzahl von Abkommen 
mit Drittländern – bilateraler und multilateraler Art. 
Zudem wurden mit zahlreichen Ländern Kooperati-
onsabkommen für Wirtschaft und Kultur geschlossen. 
Regelmäßige diplomatische Kontakte werden zur 
überwiegenden Mehrheit der Staaten der Erde unter-
halten. In den handelspolitischen Abkommen der EU 
mit Drittländern gibt es mittlerweile vier wesentliche 
Bestandteile:
A. Die Achtung von Demokratie, Menschenrechten 
und Rechtsstaatlichkeit; 
B. Klauseln über Einwanderung und die so genannte 
Rückübernahme von Einwanderern und Flüchtlin-
gen; 
C. Klauseln über die Bekämpfung des Terrorismus; 
D. Bestimmungen über die Verbreitung von Massen-
vernichtungswaffen. 
Erst in neueren Verträgen wurde eine Sanktions-
klausel bei Vertragsbruch fi xiert. Dieses Instrument 
soll der EU dazu dienen, außenpolitisch Einfl uss zu 
nehmen. Zur Anwendung gekommen ist es bislang 
jedoch lediglich bei wenig einfl ussreichen ärmeren 
Staaten. Jedoch übt die EU auch ohne Sanktionsmög-
lichkeit starken außenpolitischen Einfl uss aus. Un-
ter dem Deckmantel der Entwicklungshilfe werden 
europäisch gebündelte nationalstaatliche Interessen 
verfolgt, wie die Absicherung des Profi ts oder die 
Marktöffnung für »eigene« transnationale Konzerne. 
Erhebliche Möglichkeiten der Einfl ussnahme besitzt 
die EU über den fi nanziellen Hebel. In den vergange-
nen fünf Jahren sind aus den Mitteln des Europäischen 
Entwicklungsfonds EEF Zuschüsse von 13,5 Mrd. E 
sowie Darlehen der Europäischen Entwicklungsbank 
in Höhe von 1,7 Mrd. E ausgeschüttet worden, hin-
zu kamen weitere 9,9 Mrd E aus früheren Verpfl ich-
tungen. Teil dieser Finanzierungen sind mittlerwei-
le auch Ausgaben von mehreren hundert Millionen 
Euro im Jahr für den Aufbau afrikanischer Truppen 
im Rahmen der »African Peace Facility«, die afrika-
weit zur so genannten Friedenssicherung eingesetzt 
werden sollen. 
Agenturen der EU-Außenpolitik
Allein 2004 stellte die EU-Kommission über das Eu-
ropäische Amt für Humanitäre Hilfe (ECHO) 570 
Mio. Euro für humanitäre Hilfe bereit. 2003 waren es 
noch 442 Mio. Euro. Es wurden zwei Agenturen der 
Außenpolitik geschaffen, welche die fi nanzielle Un-
terstützung von Drittstaaten koordinieren. 
ECHO wurde 1992 als Dienst der Europäischen 
Kommission eingerichtet. Es soll kurzfristige huma-
nitäre Hilfe für Opfer von Naturkatastrophen, gewalt-
sam ausgetragenen Konfl ikten und sonstigen Krisen 
außerhalb der Gemeinschaft gewähren. Das 2001 
gegründete Amt für Zusammenarbeit (EuropeAID), 
bereits am Namen als Pendant zur US-Organisation 
USAID erkennbar, ist für die Koordination von etwa 
80% der EU-Außenhilfe zuständig. 
Davon ausgenommen sind GASP-Aktionen, huma-
nitäre Aktionen und Heranführungsinstrumente für 
die Beitrittsländer. Die Verantwortlichkeit von Euro-
peAID erstreckt sich über den gesamten Projektzy-
klus von der Ausschreibung bis zur Bewertung von 
Projekten, die insbesondere die zivile Begleitung mi-
litärischer Intervention umfasst. Auch die Organisa-
tion der so genannten humanitären Hilfe der EU ist 
von sicherheitspolitischen und marktöffnenden Über-
legungen geleitet. 
Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP) 
Das grundlegende Ziel der Europäischen Nachbar-
schaftspolitik (ENP) ist die Stärkung und Vertiefung 
der Beziehungen der EU zu ihren alten und neuen 
Nachbarstaaten, für die erhebliche EU-Mittel bereit-
gestellt werden. Dabei geht es allerdings explizit nicht 
um eine Vorbereitung für einen etwaigen EU-Beitritt. 
Die ENP ist als eine privilegierte Partnerschaft zu ver-
stehen. Mit insgesamt 16 angrenzenden Nachbarlän-
dern will die EU in der Zukunft eine engere Bindung 
eingehen. Dies sind in Osteuropa Weißruss land, die 
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Ukraine und Moldawien. Am südlichen Ufer des Mit-
telmeeres richtet sich die ENP an alle nicht der EU 
angehörigen Teilnehmer der Europa-Mittelmeer-Part-
nerschaft, auch Barcelona-Prozess genannt. Genauer 
gesagt sind dies Algerien, Ägypten, Israel, Jordanien, 
Libanon, Libyen, Marokko, Syrien, Tunesien sowie 
die Palästinensischen Autonomiegebiete. Die große 
Ausnahme bei den Mittelmeerländern sind Türkei 
und Kroatien, denen eine konkrete EU-Beitrittspers-
pektive in Aussicht steht. 
Schließlich wurden im Juni 2004 im südlichen Kau-
kasus auch Georgien, Aserbaidschan und Armenien in 
die ENP eingegliedert. Im Rahmen der im Dezember 
2003 vom Europäischen Rat verabschiedeten Euro-
päischen Sicherheitsstrategie (ESS) gilt der südliche 
Kaukasus ausdrücklich als eine Region, an der die EU 
ein stärkeres und aktiveres Interesse zeigen sollte. Die 
ENP soll einen Sicherheitsstreifen rund um die EU 
bilden, in dem europäische Machtpolitik voll zur Gel-
tung kommt. Sie stellt so etwas wie die europäische 
Monroe-Doktrin dar. Dass sogar der südliche Kau-
kasus mit der ENP zur unmittelbaren Einfl usssphäre 
wurde, zeigt, dass diese europäische Hinterhofpolitik 
Interessenkonfl ikte mit anderen Mächten billigend 
in Kauf nimmt. In puncto Weißrussland ist es zudem 
erklärtes Ziel, den russischen Einfl uss nach dem Vor-
bild der Ukraine zurückzudrängen. 
Beitrittspolitik
Einige direkt an das Gebiet der EU angrenzende 
Nachbarländer sind jedoch nicht in die Europäische 
Nachbarschaftspolitik eingebunden. Dies betrifft zum 
Beispiel Russland, mit dem die EU ihre schon beste-
hende strategische Partnerschaft weiter ausbauen will. 
Die Länder des westlichen Balkan (Albanien, Bosni-
en und Herzegowina, Kroatien, die frühere jugosla-
wische Teilrepublik Mazedonien sowie Serbien und 
Montenegro) sind ebenfalls nicht direkt in die ENP 
eingeschlossen. Grund dafür ist, dass für diese Län-
der die EU-Mitgliedschaft generell offen steht, wenn 
sie die Kopenhagener Beitrittskriterien erfüllen. Die 
jetzige Grundlage für die Beziehungen der EU zu den 
Balkanländern sind die mit den jeweiligen Ländern 
geschlossenen Stabilisierungs- und Assoziierungsab-
kommen. Auch Bulgarien, Rumänien und die Türkei 
sind nicht direkt von der ENP betroffen. Bulgarien 
und Rumänien werden der EU voraussichtlich im 
Jahre 2007 beitreten. Das von Mazedonien gestellte 
Beitrittsgesuch wurde positiv vermerkt. Mit der Tür-
kei und Kroatien wurden Beitrittsverhandlungen auf-
genommen. Mit Hilfe dieser Beitrittspolitik versucht 
die EU ihr Territorium abzurunden und einen Teil der 
europäischen Peripherie mit in das EU-Projekt einzu-
binden. Entscheidend ist, dass sich bereits im Prozess 
der Vorbereitung des Beitritts der EU-Einfl uss in den 
Kandidatenstaaten voll niederschlägt. 
3. Die Europäische Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik (ESVP) als integraler Bestandteil 
der GASP
Der am 1. Februar 2003 in Kraft getretene Vertrag von 
Nizza hat oberfl ächlich gesehen nur geringe Neuerun-
gen für die GASP gebracht. Allerdings hatte der Eu-
ropäische Rat auf seinem dortigen Gipfeltreffen ent-
schieden, für die ESVP neue ständige politische und 
militärische Strukturen zu etablieren und die Westeu-
ropäische Verteidigungsunion (WEU) vollends in die 
EU einzugliedern. Zu den Strukturen gehören:
A. ein ständiges Politisches und Sicherheitspoliti-
sches Komitee (PSK) 
B. ein Militärausschuss der Europäischen Union 
(EUMC) sowie 
C. ein Militärstab der Europäischen Union (EUMS). 
Das Politische und Sicherheitspolitische Komitee 
kann in Zukunft unter speziellen Voraussetzungen 
Durchführungsbestimmungen auf dem Gebiet der so 
genannten Krisenbewältigung treffen.
Seit dem Europäischen Rat in Köln 1999 haben 
die Staats- und Regierungschefs die Schaffung einer 
ESVP mit institutionellen wie operativen und materi-
ellen Vorkehrungen betrieben. Zu den Aufgaben der 
ESVP gehört auch die so genannte militärische Kri-
senbewältigung, also die Möglichkeit, künftig Kriege 
in und um Europa zu führen (vgl. hierzu ausführlich 
den Abschnitt »Wir empfehlen Rüstungsaktien«: EU-
Rüstungskonzerne auf Expansionskurs, S. 274ff.). 
Entscheidungen über Militäroperationen müssen 
auf Regierungsebene gefällt werden, zuständig ist der 
Rat der Europäischen Union, d.h. in diesem Fall die 
Außenminister. Der Ausschuss der Ständigen Vertre-
ter (AStV) der EU-Staaten als permanentes Organ des 
Rats vertritt die Außenminister zwischen den Rats-
tagungen. Hieran sind auch der Hohe Vertreter der 
GASP und die EU-Kommission vertragsgemäß betei-
ligt. Somit werden in der Außen- und Sicherheitspo-
litik der EU bereits jetzt alle Kräfte institutionell ge-
bündelt. Eine horizontale Gewaltenteilung zwischen 
dem Außenressort, dem ausschließlich zivile Mittel 
zur Verfügung stehen, und dem Verteidigungsressort, 
das über militärische Mittel verfügen kann, existiert 
auf EU-Ebene nicht.
4. Fazit und Thesen
► Durch ihre vertragliche und institutionelle Anlage 
ist die EU-Außenpolitik von einer intransparenten, 
fast schon barocken Unübersichtlichkeit geprägt, in 
der ein Wirrwarr der Entscheidungsmodi und Verant-
Diese Studie entstand im Rahmen des 
Projektes „Nein zu dieser EU-Verfassung! 
Ja zu fairer Entwicklungskooperation!“, 
das vom Evangelischen Entwicklungsdienst 
(EED) großzügig unterstützt wird.  Weitere 
Texte des Projektes finden sich unter 
www.imi-online.de/EU-Projekt/
wortlichkeiten herrscht.
► Die EU-Außenpolitik wirkt für 
die nationalstaatlichen Außenpoliti-
ken verstärkend und nach außen hin 
machtentbindend, nicht machtbin-
dend.
► Gerade die großen EU-Mitglied-
staaten und insbesondere Deutsch-
land können den mit dem Zwang, 
sich in der europäischen Außenpolitik 
einigen zu müssen, einhergehenden 
Machtverlust nicht nur kompensie-
ren, sondern im Rahmen der EU-Au-
ßenpolitik eigene nationalstaatliche 
Machtpotenziale voll zur Entfaltung 
bringen.
► Die EU-Außenpolitik ist durch 
ihre transnationale Verfasstheit stark 
auf Interessenbündelung und Interes-
sendurchsetzung ausgerichtet.
► Die EU-Außenpolitik verfügt über 
zentralisierte Bürokratien, die die ei-
gentliche Entscheidungsfi ndung prä-
gen. Diese Bürokratien sind von de-
mokratisch gewählten Institutionen 
auf EU-Ebene nicht kontrollierbar 
und entziehen sich öffentlicher Kritik 
gerade auch durch die intransparente 
Entscheidungsfi ndung.
► Bereits durch ihre institutionelle 
Anlage gibt es in der EU-Außenpoli-
tik eine Fixierung auf Sicherheitspo-
litik, der alle anderen Politiken unter-
geordnet werden.
► Es gibt bei der EU-Außenpolitik 
eine inhärente Tendenz der zivil-mi-
litärischen Vermischung – auch diese 
ist in den Institutionen angelegt.
► Reformvorschläge, die darauf hi-
nauslaufen, die mit verschiedenen 
Kompetenzen und Entscheidungsmo-
di versehenen Institutionen und Poli-
tikfelder unter dem »Doppelhut« ei-
nes EU-Außenministers zu bündeln, 
würden die bisher sichtbaren negati-
ven Tendenzen nur noch verstärken.
► Die EU-Außen- und Sicherheits-
politik führt zu einer Rücknahme 
demokratischer Kontrolle und zu ei-
ner Entfesselung zivil-militärischer 
Apparate und dient insbesondere den 
großen Staaten zur globalen Macht-
projektion.
► Die zunehmende Bedeutung der 
gemeinsamen Außenpolitik der EU 
lässt sich an den Haushaltsplanungen 
ablesen. Die EU-Finanzplanung im 
Bereich »Die EU als globaler Akteur« 
sieht exorbitante Ausgabensteigerun-
gen von 6,2 Milliarden Euro im Jahr 
2007 auf über 8 Milliarden Euro im 
Jahr 2013 vor.
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